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NachjüngstenAngabenausdemBundesministeriumdes InnernundfürHeimat (BMI) sindaufgrunddesKrieges inderUkrainebisher

rund 160 000 Geflüchtete nach Deutschland gekommen, um Schutz zu suchen. Was ist aufenthalts- und arbeitsrechtlich grundle-

gend zu beachten? Ukrainische Staatsangehörige dürfen grundsätzlich visumfrei nach Deutschland einreisen. Die Einreisenden be-

nötigen imAllgemeinen einen biometrischenReisepass. Nachder Einreise dürfen sie sich für 90 Tage innerhalb eines Zeitraums von

180 Tagen in Deutschland aufhalten. Der Aufenthalt kann auf Antrag bei der zuständigen Ausländerbehörde am Aufenthaltsort in

Form einer Aufenthaltserlaubnis umweitere 90 Tage verlängert werden. Das BMI hat mit der Verordnung zur vorübergehenden Be-

freiungvomErfordernis einesAufenthaltstitels vonanlässlichdesKrieges inderUkraineeingereistenPersonen (Ukraine-Aufenthalts-

Übergangsverordnung –UkraineAufenthÜV) vom7.3.2022 eine Rechtsverordnung erlassen, mit der aus der Ukraine Vertriebene im

Bundesgebiet vorübergehend vom Erfordernis eines Aufenthaltstitels befreit werden, um ihnen so die Zeit für die Einholung eines

Aufenthaltstitels im Bundesgebiet zu geben. Die Verordnung ist am 9.3.2022 in Kraft getreten und rückwirkend zum 24.2.2022 an-

wendbar, jedoch derweil bis zum 23.5.2022 befristet. Es kann aber auch schon jetzt eine länger gültige Aufenthaltserlaubnis auf

Grundlage des vereinfachten Verfahrens für Flüchtende aus der Ukraine gemäß § 24 AufenthG beantragt werden. In der Regel ist

hierfür die Ausländerbehörde zu kontaktieren, in deren Zuständigkeit eine Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Bundesgebiet

hat.WährenddesvisumfreienAufenthalts isteineErwerbstätigkeit inDeutschlandnicht gestattet.DieAufenthaltserlaubnis zumvor-

übergehendenSchutzbeinhaltet grundsätzlich keineArbeitserlaubnis. Es bedarf einer gesondertenErlaubnis zur unselbstständigen

Beschäftigung, die von der Ausländerbehörde erteilt wird. Für einen längeren Aufenthalt benötigen die Betroffenen grundsätzlich

einenAufenthaltstitelund fürdieAusübungeinerErwerbstätigkeiteinenAufenthaltstitel, der ihnendiegewünschteErwerbstätigkeit

ausdrücklich erlaubt. Der Europäische Rat hat am 4.3.2022 den erforderlichen Beschluss zur Aufnahme vonVertriebenennachArt. 5

Abs. 1 der Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20.7.2001 über Mindestnormen für die Gewährung vorübergehenden Schutzes ge-

troffen.Dieser ist amgleichenTag inKraft getreten.Daraus folgt, dassdieEUgrundsätzlicheinunkompliziertesundunbürokratisches

Verfahren zur Aufnahme von Personen, die durch den Krieg in der Ukraine vertriebenworden sind, umsetzenwird. Den vorüberge-

hendenSchutz können insbesondere inAnspruchnehmen: StaatsangehörigederUkraine, die vordem24.2.2022 ihrenAufenthalt in

der Ukraine hatten, Staatenlose und Staatsangehörige anderer Drittländer als der Ukraine oder die vor dem24.2.2022 in der Ukraine

internationalen Schutz oder einen gleichwertigen nationalen Schutz genossen haben und Familienangehörige der vorgenannten

Personengruppen.Mit Blick aufdieCorona-Pandemiegilt zum jetzigenZeitpunkt, dassdieUkraine seitdem27.2.2022nichtmehrals

Hochrisikogebiet eingestuft wird. Demnach besteht nach der Coronavirus-Einreiseverordnung nur eine allgemeine Testpflicht vor

der Einreise, aber keinQuarantäne-undAnmeldeerfordernismehr.
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Ressortleiter Arbeitsrecht

Entscheidungen
BAG: Rechtsweg – GmbH-Geschäftsführer –

keine Bindungswirkung eines rechtskräfti-

gen Verweisungsbeschlusses im Bestel-

lungsverfahren nach § 57 ZPO für das an-

schließende Hauptverfahren

1. Ein imVerfahrenaufBestellungeinesProzessver-

treters nach § 57 ZPO ergangener Verweisungsbe-

schluss entfaltet keine bindende Wirkung für das

sichanschließendeHauptverfahren(Rn. 12).

2. Das Anstellungsverhältnis eines Fremdge-

schäftsführers einer GmbH ist in aller Regel als

freies Dienstverhältnis und nicht als Arbeitsver-

hältnis einzustufen (Rn. 22).

3. Der Fremdgeschäftsführer einer GmbH nimmt

Arbeitgeberfunktionenwahr und ist deshalb keine

arbeitnehmerähnliche Person, sondern eine imAr-

beitgeberlager stehendePerson (Rn. 24).

BAG, Beschluss vom 8.2.2022 – 9 AZB 40/21
(Orientierungssätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2022-691-1

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Auskunft über und Kopie von perso-

nenbezogenen Daten – Bestimmtheit des

Urteilstenors und des Klageantrags

1.EinUrteilunterliegtderAufhebung,wenndieUr-

teilsformel nicht hinreichend bestimmt iSv. § 313

Abs. 1Nr. 4 iVm.§ 253Abs. 2Nr.2ZPOist (Rn. 11).

2. Die Verwendung auslegungsbedürftiger Be-

griffe in einem Klageantrag kommt nur in Be-

tracht, wenn einerseits für den Kläger eine weite-

re Konkretisierung nicht möglich oder zumutbar

ist und andererseits für die Parteien kein Zweifel

an ihrem Inhalt besteht (Rn. 22).

3. Ein Klageantrag unter bloßer Wiederholung

des Wortlauts von Art. 15 Abs. 3 Satz 1 DSGVO

ist nicht hinreichend bestimmt iSv. § 253 Abs. 2

Nr. 2 ZPO, wenn weder er noch die weiteren

Ausführungen der Klagepartei erkennen lassen,

von welchen personenbezogenen Daten eine

Kopie verlangt wird. Dies gilt insbesondere

dann, wenn der Arbeitgeber bereits eine Kopie

der verarbeiteten personenbezogenen Daten

zur Verfügung gestellt hat, über deren Vollstän-

digkeit zwischen den Parteien Streit besteht

(Rn. 33).

BAG, Urteil vom 16.12.2021 – 2 AZR 235/21
(Orientierungssätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2022-691-2

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Beteiligung des Betriebsrats bei perso-

nellen Einzelmaßnahmen – Aufhebungsan-

trag – Versetzung – Verlegung einer be-

trieblichen Einheit

Die örtliche Verlagerung einer Betriebsabteilung

um wenige Kilometer innerhalb einer politischen

Gemeinde ist regelmäßig keine nach § 99 Abs. 1

Satz 1 BetrVG beteiligungspflichtige Versetzung

der davon betroffenen Arbeitnehmer, wenn sich

infolge der Umsetzung die funktionalen Bezie-

hungen der Arbeitnehmer untereinander, die

Art ihrer Tätigkeit, die Einordnung in die Ar-

beitsabläufe des Betriebs und die Zuständigkei-

ten von Vorgesetzten nicht geändert haben

(Rn. 12 ff.).

BAG, Beschluss vom 17.11.2021 –

7 ABR 18/20
(Orientierungssatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2022-691-3

unterwww.betriebs-berater.de

Sächsisches LAG: Anwendbarkeit des Kündi-

gungsschutzgesetzes

Wird ein einzelner „Satellitenarbeitsplatz“ in ei-

nem Betrieb eines anderen Unternehmens ein-

gerichtet, entsteht dadurch auch dann kein ge-

meinschaftlicher Betrieb zweier Unternehmen,

wenn die beteiligten Betriebe nur 20 km vonein-

ander entfernt sind und unter Leitung derselben

Person stehen.

Sächsisches LAG, Urteil vom 20.9.2021 –

1 Sa 110/20
(Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2022-691-4

unterwww.betriebs-berater.de
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